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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage der  
Oö. Sozialberufegesetz-Novelle 2025 

 
 

Landesgesetz, mit dem die Ausbildung, das Berufsbild und die Tätigkeit der Angehörigen der Sozialberufe geregelt wird (Oö. Sozialberufegesetz - Oö. SBG) 
 

III. TEIL 
SOZIALBETREUUNGSBERUFE 

1. HAUPTSTÜCK 
HEIMHILFE 

§ 13 
Berufsausbildung 

(1) Die Ausbildung in der Heimhilfe erfolgt ausschließlich in Ausbildungsgängen und 
besteht - inklusive dem Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“ gemäß 

Gesundheits- und Krankenpflege-Basisversorgungs-Ausbildungsverordnung - GuK-BAV, 
BGBl. II Nr. 281/2006, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 3/2025, - aus zumindest 
200 Unterrichtseinheiten Theorie sowie 200 Stunden Praxis. 

(2) Die theoretische Ausbildung umfasst, soweit diese Inhalte nicht vom Ausbildungsmodul 
„Unterstützung bei der Basisversorgung“ gemäß Abs. 1 erfasst sind, jedenfalls folgende 
Bereiche, wobei die jeweils angegebene Anzahl der Unterrichtseinheiten nicht unterschritten 
werden darf: 
 1. Dokumentation (4 Unterrichtseinheiten), 
 2. Ethik und Berufskunde (5 Unterrichtseinheiten), 
 3. Erste Hilfe (18 Unterrichtseinheiten), 
 4. Grundzüge der angewandten Hygiene (6 Unterrichtseinheiten), 
 5. Grundzüge der Ergonomie und Mobilisation (20 Unterrichtseinheiten), 
 6. Grundzüge der angewandten Ernährungslehre und Diätkunde (8 Unterrichtseinheiten), 
 7. Haushaltsführung (8 Unterrichtseinheiten), 
 8. Grundzüge der Gerontologie (8 Unterrichtseinheiten), 
 9. Grundzüge der Kommunikation und Konfliktbewältigung (20 Unterrichtseinheiten), 
 10. Grundzüge der Sozialen Sicherheit (5 Unterrichtseinheiten). 

(1) Die Ausbildung in der Heimhilfe erfolgt ausschließlich in Ausbildungsgängen und 
besteht aus zumindest 200 Unterrichtseinheiten Theorie sowie 200 Stunden Praxis. 

(2) Die theoretische Ausbildung umfasst, soweit diese Inhalte nicht vom Ausbildungsmodul 
„Unterstützung bei der Basisversorgung“ gemäß Gesundheits- und Krankenpflege-
Basisversorgungs-Ausbildungsverordnung - GuK-BAV, BGBl. II Nr. 281/2006, erfasst sind, 
jedenfalls folgende Bereiche, wobei die jeweils angegebene Anzahl der Unterrichtseinheiten 
nicht unterschritten werden darf: 
 1. Dokumentation (4 Unterrichtseinheiten), 
 2. Ethik und Berufskunde (8 Unterrichtseinheiten), 
 3. Erste Hilfe (20 Unterrichtseinheiten), 
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 4. Grundzüge der angewandten Hygiene (6 Unterrichtseinheiten), 
 5. Grundzüge der Ergonomie und Mobilisation (20 Unterrichtseinheiten), 
 6. Grundzüge der angewandten Ernährungslehre und Diätkunde (8 Unterrichtseinheiten), 
 7. Haushaltsführung (12 Unterrichtseinheiten), 
 8. Grundzüge der Gerontologie (10 Unterrichtseinheiten), 
 9. Grundzüge der Kommunikation und Konfliktbewältigung (26 Unterrichtseinheiten), 
 10. Grundzüge der Sozialen Sicherheit (6 Unterrichtseinheiten). 

(3) Die praktische Ausbildung ist zu 120 Stunden in Einrichtungen der mobilen Betreuung 
und Hilfe und zu 80 Stunden in teilstationären oder stationären Einrichtungen zu absolvieren. 
Als Praktikumsstellen kommen ausschließlich solche in Betracht, die auf Grund bundes- oder 
landesrechtlicher Bestimmungen zur Leistungserbringung in diesem Bereich ermächtigt sind. 
Sie hat auch eine Praktikumsvorbereitung und eine Praktikumsreflexion zu umfassen. Das 
Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“ gemäß Gesundheits- und 
Krankenpflege-Basisversorgungs-Ausbildungsverordnung, BGBl. II Nr. 281/2006, in der 
Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 3/2025, ist zu berücksichtigen. 

2. HAUPTSTÜCK 
ALTENARBEIT „A“ 

1. ABSCHNITT 
FACH-SOZIALBETREUUNG „A“ 

§ 17 
Berufsausübung 

(1) Die Berufsausübung in der Fach-Sozialbetreuung „A“ setzt die Vollendung des 

1819. Lebensjahres sowie eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung nach § 16 bzw. 
eine dieser Ausbildung nach § 59 gleichgestellte oder als gleichwertig anerkannte Ausbildung 
voraus. 

(2) Dienstgeber eines Fach-Sozialbetreuers oder einer Fach-Sozialbetreuerin „A“ haben 

laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf Grund 
dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Fach-Sozialbetreuer und Fach-Sozialbetreuerinnen „A“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
(4) Personen, die in einer Ausbildung zum Fach-Sozialbetreuer oder Fach-

Sozialbetreuerin „A“ stehen, sind bereits ab der erfolgreichen Absolvierung der 
Pflegeassistenz-Ausbildung nach den gesundheits- und krankenpflegerechtlichen 
Bestimmungen des Bundes berechtigt, nach dem Fortschritt ihrer Ausbildung in der sozialen 
Betreuung Tätigkeiten der Fachsozialbetreuung „A“ beruflich auszuüben.  

2. ABSCHNITT 
DIPLOM-SOZIALBETREUUNG „A“ 

§ 20 
Berufsausübung 

(1) Die Berufsausübung in der Diplom-Sozialbetreuung „A“ setzt die Vollendung des 

1820. Lebensjahres sowie eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung nach § 19 bzw. 
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eine dieser Ausbildung nach § 59 gleichgestellte oder als gleichwertig anerkannte Ausbildung 
voraus. 

(2) Dienstgeber eines Diplom-Sozialbetreuers oder einer Diplom-Sozialbetreuerin „A“ 

haben laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf 
Grund dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Diplom-Sozialbetreuer und Diplom-Sozialbetreuerinnen „A“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
3. HAUPTSTÜCK 

BEHINDERTENARBEIT „BA“ 
1. ABSCHNITT 

FACH-SOZIALBETREUUNG „BA“ 
§ 23 

Berufsausübung 
(1) Die Berufsausübung in der Fach-Sozialbetreuung „BA“ setzt die Vollendung des 

1819. Lebensjahres voraus. 
(2) Dienstgeber eines Fach-Sozialbetreuers oder einer Fach-Sozialbetreuerin „BA“ haben 

laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf Grund 
dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Fach-Sozialbetreuer und Fach-Sozialbetreuerinnen „BA“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
2. ABSCHNITT 

DIPLOM-SOZIALBETREUUNG „BA“ 
§ 26 

Berufsausübung 
(1) Die Berufsausübung in der Diplom-Sozialbetreuung „BA“ setzt die Vollendung des 

1820. Lebensjahres voraus. 
(2) Dienstgeber eines Diplom-Sozialbetreuers oder einer Diplom-Sozialbetreuerin „BA“ 

haben laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf 
Grund dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Diplom-Sozialbetreuer und Diplom-Sozialbetreuerinnen „BA“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
4. HAUPTSTÜCK 

BEHINDERTENBEGLEITUNG „BB“ 
1. ABSCHNITT 

FACH-SOZIALBETREUUNG „BB“ 
§ 28 

Berufsausbildung 
(1) Die Ausbildung in der Fach-Sozialbetreuung “BB“ ist entweder im Rahmen eines 

Ausbildungsgangs oder durch Absolvierung der einzelnen Module in ermächtigten 
Bildungseinrichtungen zu erwerben. Sie besteht aus zumindest 1.082 Unterrichtseinheiten 
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Theorie sowie 1.152 Stunden Praxis und wird durch das Ausbildungsmodul „Unterstützung bei 

der Basisversorgung“ gemäß Gesundheits- und Krankenpflege-Basisversorgungs-
Ausbildungsverordnung - GuK-BAV, BGBl. II Nr. 281/2006, in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 3/2025, ergänzt. Die Ausbildung ist auf zumindest zwei Ausbildungsjahre 
aufzuteilen. 

(1) Die Ausbildung in der Fach-Sozialbetreuung „BB“ ist entweder im Rahmen eines 

Ausbildungsgangs oder durch Absolvierung der einzelnen Module in ermächtigten 
Bildungseinrichtungen zu erwerben. Sie besteht aus zumindest 1.100 Unterrichtseinheiten 
Theorie sowie 1.160 Stunden Praxis und wird durch das Ausbildungsmodul „Unterstützung bei 

der Basisversorgung“ gemäß Gesundheits- und Krankenpflege-Basisversorgungs-
Ausbildungsverordnung, BGBl. II Nr. 281/2006, ergänzt. Die Ausbildung ist auf zumindest zwei 
Ausbildungsjahre aufzuteilen. 

(2) Die theoretische Ausbildung umfasst folgende Module, wobei jeweils die angegebene 
Zahl der Unterrichtseinheiten nicht unterschritten werden darf: 
 1. Persönlichkeitsbildung (340 Unterrichtseinheiten), 
 2. Allgemeine Sozialbetreuung (200 Unterrichtseinheiten), 
 3. Humanwissenschaftliche Grundbildung (80 Unterrichtseinheiten), 
 4. Politische Bildung und Recht (80 Unterrichtseinheiten), 
 5. Lebens-, Sterbe- und Trauerbegleitung (20 Unterrichseinheiten), 
 6. Haushalt, Ernährung, Diät (80 Unterrichtseinheiten), 
 7. Schwerpunktspezifische Sozialbetreuung (280 Unterrichtseinheiten). 

(3) Die praktische Ausbildung muss in Einrichtungen der Behindertenhilfe oder der 
psychiatrischen Vor- und Nachsorge absolviert werden. Als Praktikumsstellen kommen 
ausschließlich solche in Betracht, die auf Grund bundes- oder landesrechtlicher 
Bestimmungen zur Leistungserbringung in diesem Bereich ermächtigt sind. Sie hat auch eine 
Praktikumsvorbereitung und eine Praktikumsreflexion zu umfassen. 

§ 29 
Berufsausübung 

(1) Die Berufsausübung in der Fach-Sozialbetreuung „BB“ setzt die Vollendung des 

1819. Lebensjahres voraus. 
(2) Dienstgeber eines Fach-Sozialbetreuers oder einer Fach-Sozialbetreuerin „BB“ haben 

laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf Grund 
dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Fach-Sozialbetreuer und Fach-Sozialbetreuerinnen „BB“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
2. ABSCHNITT 

DIPLOM-SOZIALBETREUUNG „BB“ 
§ 32 

Berufsausübung 
(1) Die Berufsausübung in der Diplom-Sozialbetreuung „BB“ setzt die Vollendung des 

1820. Lebensjahres voraus. 
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(2) Dienstgeber eines Diplom-Sozialbetreuers oder einer Diplom-Sozialbetreuerin „BB“ 

haben laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf 
Grund dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Diplom-Sozialbetreuer und Diplom-Sozialbetreuerinnen „BB“ sind verpflichtet, alle zwei 

Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 
5. HAUPTSTÜCK 

FAMILIENARBEIT „F“ 
DIPLOM-SOZIALBETREUUNG „F“ 

§ 35 
Berufsausübung 

(1) Die Berufsausübung in der Diplom-Sozialbetreuung „F“ setzt die Vollendung des 

1820. Lebensjahres voraus. 
(2) Dienstgeber eines Diplom-Sozialbetreuers oder einer Diplom-Sozialbetreuerin „F“ 

haben laufend Maßnahmen zu setzen, um die Einhaltung dieses Landesgesetzes und der auf 
Grund dieses Landesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie die Erbringung der gebotenen 
Qualität zu sichern. 

(3) Diplom-Sozialbetreuer und Diplom-Sozialbetreuerinnen „F“ sind verpflichtet, alle zwei 
Jahre Fortbildungen im Ausmaß von zumindest 32 Stunden zu absolvieren. 

IV. TEIL 
WEITERE SOZIALBERUFE 

3. HAUPTSTÜCK 
SEHFRÜHFÖRDERUNG 

§ 42 
Berufsbild, Tätigkeitsbereiche 

(1) Das Berufsbild der Sehfrühförderung umfasst die Förderung von Kindern mit 
angeborener oder erworbener Sehschädigung, blinden Kindern oder Kindern, bei denen eine 
erhebliche Störung der Sehwahrnehmung im Rahmen von Mehrfachbehinderungen besteht. 

(2) Der Tätigkeitsbereich der Sehfrühförderung umfasst - vorbehaltlich der dem 
gehobenen Dienst nach dem Bundesgesetz über die gehobenen medizinisch-therapeutisch-
diagnostischen Gesundheitsberufe (MTD-Gesetz 2024), BGBl I Nr. 100/2024,Bundesgesetz 
über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste - MTD-Gesetz, BGBl. I 
Nr. 406/1992, i.d.F. BGBl. I Nr. 57/2008, zugewiesenen Tätigkeiten - insbesondere die 
Abklärung des Förderbedarfs, die Förderung des Kindes, die Beratung und Begleitung der 
Familie sowie die Kooperation mit Fachleuten und Organisationen. 

(3) Das Berufsbild und der Tätigkeitsbereich gemäß Abs. 1 und 2 umfassen nicht die 
Frühförderung und die Frühe Kommunikationsförderung.  

4. HAUPTSTÜCK 
FRÜHE KOMMUNIKATIONSFÖRDERUNG 

§ 44a 
Berufsbild, Tätigkeitsbereiche 

(1) Das Berufsbild der Frühen Kommunikationsförderung umfasst die frühzeitige 
Förderung nichtsprechender Kinder mit Beeinträchtigungen und Kinder, bei denen die 
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Wahrscheinlichkeit des Eintretens einer erheblichen sprachlichen Beeinträchtigung nicht 
ausgeschlossen werden kann. 

(2) Der Tätigkeitsbereich der Frühen Kommunikationsförderung umfasst - vorbehaltlich 
der dem gehobenen Dienst nach dem Bundesgesetz über die gehobenen medizinisch-
therapeutisch-diagnostischen Gesundheitsberufe (MTD-Gesetz 2024), BGBl I 
Nr. 100/2024,Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen 
Dienste - MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992, zugewiesenen Tätigkeiten - insbesondere die 
Abklärung des Förderbedarfs, die Förderung des Kindes, die Beratung und Begleitung der 
Familie sowie die Kooperation mit Fachleuten und Organisationen. 

(3) Das Berufsbild und der Tätigkeitsbereich gemäß Abs. 1 und 2 umfassen nicht die 
Frühförderung und die Sehfrühförderung. 

6. HAUPTSTÜCK 
SOZIALPÄDAGOGISCHE FACHBETREUUNG 

IN DER KINDER- UND JUGENDHILFE 
7. HAUPTSTÜCK 

ALLTAGSBEGLEITUNG 
§ 50b 

Berufsausbildung 
(1) Die Ausbildung zum Alltagsbegleiter oder zur Alltagsbegleiterin ist entweder im 

Rahmen eines Ausbildungsgangs oder durch Absolvierung der einzelnen Module in 
ermächtigten Bildungseinrichtungen zu erwerben. Sie besteht aus zumindest 
162152 Unterrichtseinheiten Theorie und 80 Stunden Praxis. 

(2) Die theoretische Grundausbildung umfasst insbesondere folgende Module, die in 
Lernfeldern zusammenzufassen sind, wobei jeweils die angegebene Anzahl der 
Unterrichtseinheiten nicht unterschritten werden darf: 
 1. Leitlinien der Sozialbetreuung (8 Unterrichtseinheiten), 
 2. Kommunikation, Konfliktbewältigung und Beziehungsarbeit (8 Unterrichtseinheiten), 
 3. Alltagsgestaltung, Haushaltsführung und -organisation (12 Unterrichtseinheiten), 
 4. Rechtliche Grundlagen (4 Unterrichtseinheiten), 
 5. Dokumentation und Informationsweitergabe (4 Unterrichtseinheiten), 
 6. Erste Hilfe Grundkurs (16 Unterrichtseinheiten), 
 7. Grundzüge der Gesundheitslehre und Gesundheitsprävention (110 Unterrichts-

einheiten). 
(2) Die theoretische Grundausbildung umfasst insbesondere folgende Module, die in 

Lernfeldern zusammenzufassen sind, wobei jeweils die angegebene Anzahl der 
Unterrichtseinheiten nicht unterschritten werden darf: 

 1. Leitlinien der Sozialbetreuung (8 Unterrichtseinheiten), 
 2. Kommunikation, Konfliktbewältigung und Beziehungsarbeit (8 Unterrichtseinheiten), 
 3. Alltagsgestaltung, Haushaltsführung und -organisation (9 Unterrichtseinheiten), 
 4. Rechtliche Grundlagen (4 Unterrichtseinheiten), 
 5. Dokumentation und Informationsweitergabe (4 Unterrichtseinheiten), 
 6. Praktikumsbegleitung (8 Unterrichtseinheiten), 
 7. Erste Hilfe Grundkurs (16 Unterrichtseinheiten), 
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 8. Grundzüge der Gesundheitslehre und Gesundheitsprävention (95 
Unterrichtseinheiten). 

(3) Die praktische Ausbildung ist in teilstationären oder stationären Einrichtungen zu 
absolvieren. Als Praktikumsstellen kommen ausschließlich solche in Betracht, die auf Grund 
bundes- oder landesrechtlicher Bestimmungen zur Leistungserbringung in diesem Bereich 
ermächtigt sind. Sie hat auch eine Praktikumsvorbereitung, eine Praktikumsbegleitung und 
eine Praktikumsreflexion zu umfassen.Sie hat auch eine Praktikumsvorbereitung und eine 
Praktikumsreflexion zu umfassen. 

V. TEIL 
BETRIEB VON SCHULEN, DURCHFÜHRUNG VON 

AUSBILDUNGSGÄNGEN ODER LEHRGÄNGEN 
§ 52 

Bewilligung 
(1) Für die Durchführung der Ausbildung zu einem oder mehreren Sozialberufen nach 

diesem Landesgesetz bedarf die Bildungseinrichtung der Bewilligung durch die Behörde.  
(2) Dem Antrag auf Erteilung einer Bewilligung gemäß Abs. 1 sind insbesondere 

 1. der Lehrplan, 
 2. die Qualifikationsnachweise für den Leiter oder die Leiterin, 
 3. die Qualifikationsnachweise für das Lehrpersonal, 
 4. Pläne der zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten, 
 5. Nachweise über die erforderlichen Lehrmittel, 
 6. Vereinbarungen mit den Praktikumsstellen sowie 
 7. eine Schul- bzw. Ausbildungsordnung 

anzuschließen. 
(3) Die Bewilligung gemäß Abs. 1 ist auf Antrag eines Rechtsträgers zu erteilen, wenn 

 1. dieser über die erforderlichen Erfahrungen im jeweiligen Ausbildungsschwerpunkt 
verfügt, 

 2. dies unter Bedachtnahme auf die bisher schon zur Verfügung stehenden 
Ausbildungskapazitäten und im Hinblick auf den zumindest mittelfristigen 
Personalbedarf in der sozialen oder Sozialpädagogischen Betreuung erforderlich ist, 

 3. nach der personellen und sachlichen Ausstattung der ermächtigten Bildungseinrichtung 
Gewähr für eine fachgerechte Ausbildung besteht und 

 4. glaubhaft gemacht wird, dass die finanzielle Existenz der geplanten ermächtigten 
Bildungseinrichtung für die Abwicklung oder Durchführung von Ausbildungsgängen 
oder Lehrgängen sichergestellt ist. 

(4) Die Bewilligung nach Abs. 3 kann auf einzelne Ausbildungsschwerpunkte 
eingeschränkt, unter Bedingungen oder Auflagen sowie zeitlich befristet ausgesprochen 
werden. 

(5) Geplante Änderungen der Umstände, die Grundlage der Bewilligung nach Abs. 3 
waren, sind der Behörde unter Anschluss der erforderlichen Belege rechtzeitig anzuzeigen. 
Spricht sich die Behörde binnen acht Wochen nicht gegen die angezeigte Änderung aus, gilt 
diese als genehmigt. Der Rechtsträger kann binnen zwei Wochen nach Zustellung einer 
ablehnenden Stellungnahme schriftlich die Erlassung eines Bescheids beantragen. 
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(5a) Die ermächtigte Bildungseinrichtung hat die geplante Durchführung einer bewilligten 
Ausbildung an einem weiteren Standort der Behörde anzuzeigen. Dabei sind alle Unterlagen 
anzuschließen, die zur Beurteilung der Voraussetzungen gemäß Abs. 3 erforderlich sind und 
von den der Behörde bereits vorliegenden Unterlagen abweichen. Spricht sich die Behörde 
binnen zwölf Wochen ab Vorliegen der vollständigen Unterlagen nicht gegen die Ausbildung 
am weiteren Standort aus, gilt diese als bewilligt. Der Rechtsträger kann binnen zwei Wochen 
nach Zustellung einer ablehnenden Stellungnahme schriftlich die Erlassung eines Bescheids 
beantragen. Eine Genehmigung einer bewilligten Ausbildung an einem weiteren Standort unter 
Bedingungen oder Auflagen oder zeitlich befristet hat jedenfalls mit Bescheid zu erfolgen. Die 
Behörde hat in diesen Fällen binnen zwölf Wochen ab Vorliegen der vollständigen Unterlagen 
ein Bescheiderlassungsverfahren einzuleiten und den Rechtsträger darüber zu informieren. 

(6) Die Landesregierung kann für die in diesem Landesgesetz enthaltenen Berufsbilder 
unter Bedachtnahme auf die Erfahrungen der Praxis und die Erkenntnisse der Wissenschaft 
auf dem Gebiet der sozialen bzw. Sozialpädagogischen Betreuung sowie unter 
Berücksichtigung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen eine Verordnung erlassen, in 
der insbesondere die Strukturierung und inhaltliche Ausgestaltung der Lehrpläne näher 
geregelt werden. 

§ 53 
Zugang zu und Ausschluss von Ausbildungen 

(1) Personen, die sich um die Aufnahme in eine ermächtigte Bildungseinrichtung 
bewerben, haben folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 
 1. für das Berufsbild der 
 a) Heimhilfe und der Fach-Sozialbetreuung die Vollendung des 17. Lebensjahres, 
 b) Diplom-Sozialbetreuung die Vollendung des 19. Lebensjahres, 
 c) Persönlichen Assistenz die Vollendung des 18. Lebensjahres, 
 d) Frühförderung 
 - eine abgeschlossene Berufsausbildung im (heil-)pädagogischen, 

psychologischen, medizinisch-therapeutischen oder sozialen Bereich sowie 
 - eine zumindest zweijährige Berufserfahrung in diesem Bereich, 
 e) Sehfrühförderung 
 - eine abgeschlossene Berufsausbildung in der Frühförderung gemäß § 40 oder 

die erfolgreiche Absolvierung des Lehrgangs für Inklusive Elementarpädagogik 
sowie 

 - eine zumindest dreijährige Berufserfahrung in diesem Bereich, 
 f) Frühe Kommunikationsförderung 
 - eine facheinschlägige Ausbildung (zB im Bereich Pädagogik, Sonder- und 

Heilpädagogik, Psychologie, Linguistik, Logopädie, Inklusive 
Elementarpädagogik) oder eine abgeschlossene Frühförderausbildung sowie 

 - eine zumindest zweijährige Berufserfahrung und Kenntnisse im Einsatz von 
unterstützter Kommunikation, 

 g) Peer-Beratung die Betroffenheit auf Grund einer eigenen Beeinträchtigung, 
 h) Sozialpädagogischen Fachbetreuung in der Kinder- und Jugendhilfe die Vollendung 

des 19. Lebensjahres, 
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 i) Alltagsbegleitung die Vollendung des 16. Lebensjahres; 
 2. die zur beruflichen Ausübung des jeweiligen Sozialberufs erforderliche persönliche und 

gesundheitliche Eignung sowie Vertrauenswürdigkeit und 
 3. die Beherrschung der deutschen Sprache in einem für die Ausbildung und die spätere 

Berufsausübung erforderlichen Ausmaß. 
(2) Ausbildungsteilnehmer oder Ausbildungsteilnehmerinnen sind vom weiteren Besuch 

der ermächtigten Bildungseinrichtung auszuschließen, wenn 
 1. zumindest eine der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 wegfällt oder 
 2. sich nachträglich herausstellt, dass zumindest eine der Voraussetzungen gemäß 

Abs. 1 zum Zeitpunkt der Aufnahme nicht vorgelegen ist und dieser Mangel nicht 
behoben werden kann. 

(3) Über die Aufnahme entscheidet eine Kommission gemäß § 54. Vor der Aufnahme kann 
ein Aufnahmegespräch oder ein Aufnahmetest mit den Bewerbern und Bewerberinnen 
stattfinden. Die Auswahl der Bewerber und Bewerberinnen hat unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse des jeweiligen Sozialberufs zu erfolgen. 

(4) Die Landesregierung kann eine Verordnung erlassen, in der die Modalitäten der 
Aufnahme, insbesondere die Durchführung von Aufnahmegesprächen und Aufnahmetests, 
näher geregelt werden. 

(5) Über den Ausschluss entscheidet eine Kommission gemäß § 54. Vor der Entscheidung 
über den Ausschluss ist dem oder der Betroffenen Gelegenheit zur Rechtfertigung zu geben. 

(6) Gegen Entscheidungen der Kommission nach Abs. 5 kann binnen 14 Tagen eine 
Beschwerde an den Rechtsträger der ermächtigten Bildungseinrichtung erhoben werden. 
Dieser entscheidet über die Beschwerde. Vor Entscheidung über den Ausschluss ist die 
Aufsichtsbehörde zu hören und dem Betroffenen oder der Betroffenen neuerlich Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

VI. TEIL 
GLEICHSTELLUNG, ANERKENNUNG BZW. ANRECHNUNG 
VON AUSBILDUNGEN BZW. TEILEN VON AUSBILDUNGEN 

§ 59 
Gleichstellung von Ausbildungen und Anerkennung 

von Ausbildungen im In- und Ausland 
(1) Ausbildungen in einem Sozialbetreuungsberuf, die nach den Vorschriften einer 

anderen Vertragspartei der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den 
Ländern über Sozialbetreuungsberufe, LGBl. Nr. 77/2005, erfolgreich abgeschlossen oder 
anerkannt wurden, gelten als gleichwertig. Gleiches gilt für Ausbildungen, die nach den 
Vorschriften einer anderen Vertragspartei auf Grund der Änderung der Vereinbarung gemäß 
Art. 15a B-VG, LGBl. Nr. 1/2025, erfolgreich abgeschlossen oder anerkannt wurden. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes, 
welche nicht gemäß Abs. 1 gleichgestellt sind, gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem 
Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. Das Oö. BAG ist - soweit nicht in diesem 
Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist - sinngemäß auch auf die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen anzuwenden, die von Personen absolviert wurden, die nicht vom 
Anwendungsbereich des Oö. BAG erfasst sind. Die Anerkennung von im Inland absolvierten 
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und nicht gemäß Abs. 1 gleichgestellten Berufsqualifikationen erfolgt durch die Leitung der 
ermächtigten Bildungseinrichtung. Solange bei einem Berufsbild keine ermächtigte 
Bildungseinrichtung in Oberösterreich tätig ist, hat die Landesregierung die Anerkennung 
vorzunehmen. Gegen diese Entscheidungen kann Beschwerde an das Landes-
verwaltungsgericht erhoben werden.  

(3) Bei der Anerkennung von Sozialbetreuungsberufen hat ein Nachweis über die 
erforderliche Qualifikation nach den gesundheits- und krankenpflegerechtlichen 
Bestimmungen des Bundes vorzuliegen. Soweit ein solcher Nachweis zum Zeitpunkt der 
Antragstellung nicht vorgelegt werden kann, kann dessen Ausstellung gemeinsam mit der 
Anerkennung nach diesem Landesgesetz beantragt werden. Die Verfahren sind zu 
koordinieren. 

(4) Ausbildungs- und Prüfungsnachweise nach diesem Landesgesetz entsprechen dem 
Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. b sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG.  

(5) – (7) Entfallen  
(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die 

Erfahrungen der Praxis und die Erkenntnisse der Wissenschaft auf dem Gebiet der sozialen 
bzw. Sozialpädagogischen Betreuung sowie unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen nähere Vorschriften über die Anerkennung von Ausbildungen festlegen. 
Sie kann dabei insbesondere bestimmen, welche Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise 
zu erbringen sind. Die Landesregierung kann weiters nähere Regelungen über den Inhalt und 
die Durchführung von Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen vorsehen.  

(9) Entfallen  
§ 60 

Ausbildungen an Schulen im Sinn des 
§ 14 Privatschulgesetz 

(1) Ausbildungen im Bereich der Sozialbetreuungsberufe, die an Schulen im Sinn des § 14 
Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2024, erfolgen, werden auf Antrag des Trägers der Privatschule als gleichwertig 
anerkannt, wenn die Ausbildung den Vorgaben der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG 
zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, LGBl. Nr. 77/2005, in der 
Fassung der Änderung der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG, LGBl. Nr. 1/2025, 
entsprechen. 

(1) Ausbildungen im Bereich der Sozialbetreuungsberufe, die an Schulen im Sinn des § 14 
Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 75/2001, erfolgen, werden auf Antrag des Trägers der Privatschule als gleichwertig 
anerkannt, wenn die Ausbildungen den Vorgaben der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG 
zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, LGBl. Nr. 77/2005, 
entsprechen. 

(2) Ausbildungen im Bereich der Sozialbetreuungsberufe, die an bestehenden Schulen im 
Sinn des § 14 Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 75/2001, erfolgen, gelten bis zu einer Anerkennung im Sinn des Abs. 1 
Ausbildungen nach diesem Landesgesetz als gleichgestellt. 
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(3) Schulen im Sinn des § 14 Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2024, ist auf Antrag des Trägers der Privatschule mit Bescheid 
die Anrechnung von im Inland absolvierten Prüfungen, Praktika oder Modulen sowie die 
Anerkennung von Teilen anderer im Inland absolvierter Ausbildungen im Sinn der §§ 58 und 
59 zu übertragen, sofern 
 1. die Ausbildung an dieser Privatschule den Vorgaben der Vereinbarung gemäß Art. 15a 

B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, LGBl. 
Nr. 77/2005, in der Fassung der Änderung der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG, 
LGBl. Nr. 1/2025, entsprechen und 

 2. die Leiterin oder der Leiter der Privatschule die Voraussetzungen für Leitungspersonal 
gemäß § 51 erfüllt. 

(3) Schulen im Sinn des § 14 Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 75/2001, ist auf Antrag des Trägers der Privatschule mit 
Bescheid die Anrechnung von im Inland absolvierten Prüfungen, Praktika oder Modulen 
sowie die Anerkennung von Teilen anderer im Inland absolvierter Ausbildungen im Sinn 
der §§ 58 und 59 zu übertragen, sofern 

 1. die Ausbildungen an dieser Privatschule den Vorgaben der Vereinbarung gemäß 
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, 
LGBl. Nr. 77/2005, entsprechen und 

 2. der Leiter oder die Leiterin der Privatschule die Voraussetzungen für Leitungspersonal 
gemäß § 51 erfüllt. 

(4) Die Behörde hat die Anerkennung nach Abs. 1 zu entziehen und die Übertragung 
gemäß Abs. 3 mit sofortiger Wirkung zu beenden, wenn eine Vorraussetzung bereits 
anfänglich nicht gegeben war oder nachträglich weggefallen ist. § 57 Abs. 2 Z 3, Abs. 3 und  
4 gelten sinngemäß.  

VII. TEIL 
STRAF-, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN; 

DATENSCHUTZ UND AMTSHILFE 
§ 65 

Bildungseinrichtungen 
(1) Schulen für Altenfachbetreuung und Heimhilfe nach dem Oö. Altenfachbetreuungs- 

und Heimhilfegesetz, die 
 1. keine Schulen im Sinn des § 14 Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 75/2001, darstellen, gelten hinsichtlich der Heimhilfe 
und des Ausbildungsschwerpunkts „A“ als Schulen für Sozialberufe und haben ihre 

Organisation, den Lehrplan und dessen gesamte Umsetzung unverzüglich der durch 
dieses Landesgesetz geänderten Rechtslage anzupassen; 

 2. Schulen im Sinn des § 14 Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 75/2001, darstellen, gelten hinsichtlich der Heimhilfe und 
des Ausbildungsschwerpunkts „A“ als anerkannt im Sinn des § 60 Abs. 1. 

(2) Ausbildungsveranstaltungen nach dem Oö. Altenfachbetreuungs- und 
Heimhilfegesetz, die vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes begonnen wurden und noch 
nicht abgeschlossen sind, sind unter möglichster Bedachtnahme auf erforderliche 
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Ausbildungsmodule oder Ergänzungsausbildungen nach den bisher geltenden Bestimmungen 
weiterzuführen und abzuschließen. 

(3) Ausbildungsveranstaltungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes im 
Hinblick auf die Berufsbilder der Persönlichen Assistenz, der Frühförderung und 
Sehfrühförderung sowie der Peer-Beratung begonnen wurden und den im IV. Teil 
beschriebenen Ausbildungen entsprechen, sind nach den bisher geltenden Bestimmungen 
weiterzuführen und abzuschließen. 

(4) Ausbildungsgänge oder Lehrgänge für die Ausbildung zur Heimhilfe, Fach-
Sozialbetreuung Behindertenbegleitung und Alltagsbegleitung, die vor dem Inkrafttreten der 
Oö. Sozialberufegesetz-Novelle 2025 begonnen wurden und noch nicht abgeschlossen sind, 
können nach den Bestimmungen des Oö. Sozialberufegesetzes, LGBl. Nr. 63/2008, in der 
Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 68/2021, fortgesetzt und abgeschlossen werden, 
soweit aus organisatorischen Gründen eine Umstellung der Ausbildungsgänge oder 
Lehrgänge nicht möglich ist. In diesen Fällen ist nach erfolgreichem Abschluss dieser 
Ausbildungen ein Vermerk am Zeugnis anzuführen, wonach die Ausbildung gemäß dem 
Oö. Sozialberufegesetz, LGBl. Nr. 63/2008, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 
Nr. 68/2021, abgeschlossen wurde. Die Absolventinnen und Absolventen dieser Ausbildungen 
sind nachweislich über im Vergleich zur neuen Rechtslage fehlende Ausbildungsinhalte und 
allenfalls in diesem Zusammenhang erforderliche Fortbildungen und Schulungen zu 
informieren. Absolvierte Fortbildungen und Schulungen sind auf die verpflichtete Fortbildung 
gemäß § 14 Abs. 3, § 29 Abs. 3, § 32 Abs. 3 und § 50c Abs. 3 anzurechnen. 
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